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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1954 Ausgegeben am 3. März 1954 9. Stück

38. Übereinkommen (Nr. 99) über die Verfahren zur Festsetzung von Mindestlöhnen in der Landwirtschaft.
3 9 . Übereinkommen (Nr. 100) über die Gleichheit des Entgelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für

gleichwertige Arbeit.

38.
Nachdem das auf der 34. Internationalen Arbeitskonferenz in Genf am 28. Juni 1951 angenom-

mene Übereinkommen (Nr. 99) über die Verfahren zur Festsetzung von Mindestlöhnen in der
Landwirtschaft, welches also lautet:

(Übersetzung)
ÜBEREINKOMMEN (NR. 99)

ÜBER DIE VERFAHREN
ZUR FESTSETZUNG VON
MINDESTLÖHNEN IN
DER LANDWIRTSCHAFT.

Die Allgemeine Konferenz
der Internationalen Arbeits-
organisation, die vom Verwal-
tungsrat des Internationalen
Arbeitsamtes nach Genf ein-
berufen wurde und am 6. Juni
1951 zu ihrer vierunddreißig-
sten Tagung zusammengetreten
ist,

hat beschlossen, verschiedene
Anträge anzunehmen, betreffend
die Verfahren zur Festsetzung
von Mindestlöhnen in der
Landwirtschaft eine Frage, die
den achten Gegenstand ihrer
Tagesordnung bildet, und hat
dabei bestimmt, daß diese An-
träge die Form eines internatio-
nalen Übereinkommens erhal-
ten sollen.

Die Konferenz nimmt heute,
am 28. Juni 1951, das folgende
Übereinkommen an, das als
Übereinkommen über die Ver-
fahren zur Festsetzung von
Mindestlöhnen (Landwirtschaft),
1951, bezeichnet wird.

Artikel 1.

1. Jedes Mitglied der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation,
das dieses Übereinkommen rati-
fiziert, verpflichtet sich, geeig-
nete Verfahren einzurichten
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oder beizubehalten, die es ge-
statten, Mindestlohnsätze für
die Arbeitnehmer in landwirt-
schaftlichen Betrieben und in
verwandten Tätigkeiten festzu-
setzen.

2. Jedem Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert, steht
es frei, nach Anhörung der
maßgebenden beteiligten Ar-
beitgeber- und Arbeitnehmer-
verbände, falls solche bestehen,
die Betriebe, Tätigkeiten und
Personengruppen zu bestim-
men, auf welche die im vorste-
henden Absatze vorgesehenen
Verfahren zur Festsetzung von
Mindestlöhnen anzuwenden
sind.

3. Die zuständige Behörde
kann von der Anwendung aller
oder einzelner Bestimmungen
dieses Übereinkommens Per-
sonengruppen ausnehmen, auf
die diese Bestimmungen infolge
ihrer Anstellungsbedingungen
unanwendbar sind, wie zum
Beispiel die vom Betriebsinha-
ber beschäftigten Familienange-
hörigen.

Artikel 2.

1. Die Gesetzgebung, Gesamt-
arbeitsverträge oder Schieds-
sprüche können die teilweise
Abgeltung des Mindestlohnes
durch Sachleistungen in Fällen
zulassen, in denen diese Zah-
lungsweise wünschenswert oder
üblich ist.

2. Soweit die teilweise Abgel-
tung des Mindestlohnes durch
Sachleistungen statthaft ist,
sind geeignete Maßnahmen zu
treffen, damit

a) die Sachleistungen dem
persönlichen Gebrauch des
Arbeitnehmers und seiner
Familie dienen und ihren
Bedürfnissen entsprechen,

b) der Wert dieser Leistun-
gen gerecht und angemes-
sen berechnet wird.

Artikel 3.

1. Jedem Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert, steht
es frei, vorbehaltlich der in den
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folgenden Absätzen genannten
Bedingungen, die Verfahren zur
Festsetzung von Mindestlöhnen
sowie deren Anwendungsweise
zu bestimmen.

2. Bevor darüber entschieden
wird, sind die maßgebenden be-
teiligten Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerverbände, falls solche
bestehen, wie auch nach Er-
messen der zuständigen Be-
hörde andere durch ihren Beruf
oder ihren Wirkungskreis dazu
besonders geeignete Personen
eingehend zu Rate zu ziehen.

3. Die beteiligten Arbeitgeber
und Arbeitnehmer haben an der
Durchführung der Verfahren
teilzunehmen oder müssen dabei
zu Rate gezogen werden oder
das Recht haben, angehört zu
werden, und zwar in der Form
und in dem Maße, wie die Ge-
setzgebung dies vorsieht, jeden-
falls aber auf dem Fuße völliger
Gleichberechtigung.

4. Die festgesetzten Mindest-
lohnsätze haben für die beteilig-
ten Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer verbindliche Kraft; sie dür-
fen nicht unterschritten werden.

5. Die zuständige Behörde
kann erforderlichenfalls Einzel-
ausnahmen von den Mindest-
lohnsätzen zulassen, um eine
Verminderung der Beschäfti-
gungsmöglichkeiten für körper-
lich oder geistig behinderte Ar-
beitnehmer zu verhüten.

Artikel 4.

1. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert, hat
die erforderlichen Vorkehrun-
gen zu treffen, um sicherzustel-
len, daß die beteiligten Arbeit-
geber und Arbeitnehmer Kennt-
nis von den geltenden Mindest-
lohnsätzen erhalten und daß
die wirklich gezahlten Löhne
nicht niedriger sind als die gel-
tenden Mindestsätze; diese Maß-
nahmen haben die erforder-
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lichen den landwirtschaftlichen
Verhältnissen des betreffenden
Landes am besten entsprechen-
den Überwachungs-, Aufsichts-
und Zwangsmaßnahmen zu um-
fassen.

2. Jedem Arbeitnehmer, für
den die Mindestlohnsätze gel-
ten, der aber einen geringeren
Lohn erhalten hat, ist das Recht
zu wahren, im Rechtsweg oder
in einem anderen geeigneten
Verfahren die Zahlung des ihm
gebührenden Lohnrestes inner-
halb einer von der Gesetz-
gebung zu bestimmenden Frist
zu erwirken.

Artikel 5.

Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert, hat
dem Internationalen Arbeits-
amt alljährlich eine allgemeine
Darlegung zu übermitteln, die
über die Art und Weise der
Anwendung sowie über die Er-
gebnisse der Verfahren Aus-
kunft gibt. Diese Darlegung
hat zusammenfassende Angaben
über die Tätigkeiten und die
ungefähren Zahlen der von der
Regelung erfaßten Arbeitneh-
mer, über die festgesetzten Min-
destlohnsätze und gegebenen-
falls über die sonstigen für die
Mindestlohnregelung besonders
wichtigen Umstände zu ent-
halten.

Artikel 6.

Die förmlichen Ratifikationen
dieses Übereinkommens sind
dem Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes zur
Eintragung mitzuteilen.

Artikel 7.

1. Dieses Übereinkommen
bindet nur diejenigen Mitglie-
der der Internationalen Arbeits-
organisation, deren Ratifikation
durch den Generaldirektor ein-
getragen ist.

2. Es tritt in Kraft, zwölf
Monate nachdem die Ratifi-
kationen zweier Mitglieder
durch den Generaldirektor ein-
getragen worden sind.
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3. In der Folge tritt dieses
Übereinkommen für jedes Mit-
glied zwölf Monate nach der
Eintragung seiner Ratifikation
in Kraft.

Artikel 8.

1. In den dem Generaldirek-
tor des Internationalen Arbeits-
amtes gemäß Artikel 35, Ab-
satz 2, der Verfassung der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation übermittelten Erklärun-
gen hat das beteiligte Mitglied
die Gebiete bekanntzugeben,

a) für die es die Verpflich-
tung zur unveränderten
Durchführung der Be-
stimmungen des Überein-
kommens übernimmt,

b) für die es die Verpflich-
tung zur Durchführung
der Bestimmungen des
Übereinkommens mit Ab-
weichungen übernimmt,
unter Angabe der Einzel-
heiten dieser Abweichun-
gen,

c) in denen das Überein-
kommen nicht durchge-
führt werden kann, und
in diesem Falle die
Gründe dafür,

d) für die es sich die Ent-
scheidung bis zu einer
weiteren Prüfung der
Lage in bezug auf die be-
treffenden Gebiete vor-
behält.

2. Die Verpflichtungen nach
Absatz 1, a) und b), dieses Ar-
tikels gelten als wesentlicher
Bestandteil der Ratifikation
und haben die Wirkung einer
solchen.

3. Jedes Mitglied kann die in
der ursprünglichen Erklärung
nach Absatz 1, b), c) und d),
dieses Artikels mitgeteilten
Vorbehalte jederzeit durch eine
spätere Erklärung ganz oder
teilweise zurückziehen.

4. Jedes Mitglied kann dem
Generaldirektor zu jedem Zeit-
punkt, in dem dieses Überein-
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kommen nach Artikel 10 ge-
kündigt werden kann, eine Er-
klärung übermitteln, durch die
der Inhalt jeder früheren Er-
klärung in sonstiger Weise ab-
geändert und die in dem be-
treffenden Zeitpunkt in be-
stimmten Gebieten bestehende
Lage angegeben wird.

Artikel 9.

1. In den dem Generaldirek-
tor des Internationalen Arbeits-
amtes nach Artikel 35, Ab-
sätze 4 und 5, der Verfassung
der Internationalen Arbeitsor-
ganisation übermittelten Erklä-
rungen ist anzugeben, ob das
Übereinkommen in dem betref-
fenden Gebiet mit oder ohne
Abweichungen durchgeführt
wird; besagt die Erklärung, daß
die Durchführung des Überein-
kommens mit Abweichungen
erfolgt, so sind die Einzelheiten
dieser Abweichungen anzuge-
ben.

2. Das beteiligte Mitglied, die
beteiligten Mitglieder oder die
beteiligte internationale Be-
hörde können jederzeit durch
eine spätere Erklärung auf das
Recht der Inanspruchnahme je-
der in einer früheren Erklärung
mitgeteilten Abweichung ganz
oder teilweise verzichten.

3. Das beteiligte Mitglied, die
beteiligten Mitglieder oder die
beteiligte internationale Be-
hörde können dem General-
direktor zu jedem Zeitpunkt, in
dem das Übereinkommen nach
Artikel 10 gekündigt werden
kann, eine Erklärung übermit-
teln, durch die der Inhalt jeder
früheren Erklärung in sonstiger
Weise abgeändert und die in
dem betreffenden Zeitpunkt be-
stehende Lage in bezug auf die
Durchführung dieses Überein-
kommens angegeben wird.

Artikel 10.

1. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat,
kann es nach Ablauf von zehn
Jahren, gerechnet von dem Tag,
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an dem es zum erstenmal in
Kraft getreten ist, durch An-
zeige an den Generaldirektor
des Internationalen Arbeitsam-
tes kündigen. Die Kündigung
wird von diesem eingetragen.
Ihre Wirkung tritt erst ein
Jahr nach der Eintragung ein.

2. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat
und innerhalb eines Jahres nach
Ablauf des im vorigen Absatz
genannten Zeitraumes von zehn
Jahren von dem in diesem Ar-
tikel vorgesehenen Kündigungs-
recht keinen Gebrauch macht,
bleibt für einen weiteren Zeit-
raum von zehn Jahren gebun-
den. In der Folge kann es dieses
Übereinkommen jeweils nach
Ablauf eines Zeitraumes von
zehn. Jahren nach Maßgabe
dieses Artikels kündigen.

Artikel 11.

1. Der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
gibt allen Mitgliedern der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation Kenntnis von der Ein-
tragung aller Ratifikationen,
Erklärungen und Kündigungen,
die ihm von den Mitgliedern
der Organisation mitgeteilt
werden.

2. Der Generaldirektor wird
die Mitglieder der Organisation,
wenn er ihnen von der Ein-
tragung der zweiten Ratifika-
tion, die ihm mitgeteilt wird,
Kenntnis gibt, auf den Zeit-
punkt aufmerksam machen, in
dem dieses Übereinkommen in
Kraft tritt.

Artikel 12.

Der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
übermittelt dem Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen
zwecks Eintragung nach Ar-
tikel 102 der Satzung der Ver-
einten Nationen vollständige
Auskünfte über alle von ihm
nach Maßgabe der vorausgehen-
den Artikel eingetragenen Ra-
tifikationen, Erklärungen und
Kündigungen.
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Artikel 13.

Der Verwaltungsrat des In-
ternationalen Arbeitsamtes hat,
sooft er es für nötig erachtet,
der Allgemeinen Konferenz
einen Bericht über die Durch-
führung dieses Übereinkom-
mens zu erstatten und zu prü-
fen, ob die Frage seiner gänz-
lichen oder teilweisen Abände-
rung auf die Tagesordnung der
Konferenz gesetzt werden soll.

Artikel 14.

1. Nimmt die Konferenz ein
neues Übereinkommen an, wel-
ches das vorliegende Überein-
kommen ganz oder teilweise
abändert, und sieht das neue
Übereinkommen nichts anderes
vor, so gelten folgende Bestim-
mungen:

a) Die Ratifikation des neu-
gefaßten Übereinkom-
mens durch ein Mitglied
schließt ohne weiteres die
sofortige Kündigung des
vorliegenden Überein-
kommens in sich, ohne
Rücksicht auf Artikel 10,
vorausgesetzt, daß das
neugefaßte Übereinkom-
men in Kraft getreten ist.

b) Vom Zeitpunkt des In-
krafttretens des neuge-
faßten Übereinkommens
an kann das vorliegende
Übereinkommen von den
Mitgliedern nicht mehr
ratifiziert werden.

2. Indessen bleibt das vorlie-
gende Übereinkommen nach
Form und Inhalt jedenfalls in
Kraft für die Mitglieder, die
dieses, aber nicht das neugefaßte
Übereinkommen ratifiziert ha-
ben.

Artikel 15.

Der französische und der eng-
lische Wortlaut dieses Überein-
kommens sind in gleicher Weise
maßgebend.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich dessen
gewissenhafte Erfüllung.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unterfertigt,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für soziale Verwaltung und vom Bundesminister für die
Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 30. September 1953.

Der Bundespräsident:

Körner

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:

Maisel

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Gruber

Da die Ratifikationsurkunde am 29. Oktober 1953 beim Generaldirektor des Internationalen
Arbeitsamtes hinterlegt worden ist, wird das Übereinkommen für Österreich gemäß seinem Artikel 7
am 29. Oktober 1954 in Kraft treten.

Folgende Staaten haben bis zum 24. Dezember 1953 das Übereinkommen (Nr. 99) über die
Verfahren zur Festsetzung von Mindestlöhnen in der Landwirtschaft ratifiziert:

Großbritannien, Mexiko, Neuseeland und die Philippinen.

Raab

39.

Nachdem das auf der 34. Internationalen Arbeitskonferenz in Genf am 29. Juni 1951 angenom-
mene Übereinkommen (Nr. 100) über die Gleichheit des Entgeltes männlicher und weiblicher
Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit, welches also lautet:

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN (NR. 100)
ÜBER DIE GLEICHHEIT
DES ENTGELTS MÄNN-
LICHER UND WEIB-
LICHER ARBEITSKRÄFTE
FÜR GLEICHWERTIGE
ARBEIT.

Die Allgemeine Konferenz
der Internationalen Arbeitsor-
ganisation, die vom Verwal-
tungsrat des Internationalen Ar-
beitsamtes nach Genf einberufen
wurde und am 6. Juni 1951 zu
ihrer vierunddreißigsten Tagung
zusammengetreten ist,

hat beschlossen, verschiedene
Anträge anzunehmen betreffend
den Grundsatz der Gleichheit
des Entgelts männlicher und
weiblicher Arbeitskräfte für
gleichwertige Arbeit, eine Frage,
die den siebenten Gegenstand
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ihrer Tagesordnung bildet, und
hat dabei bestimmt, daß diese
Anträge die Form eines inter-
nationalen Übereinkommens
erhalten sollen.

Die Konferenz nimmt heute,
am 29. Juni 1951, das folgende
Übereinkommen an, das als
Übereinkommen über die
Gleichheit des Entgeltes, 1951,
bezeichnet wird.

Artikel 1.

Für dieses Übereinkommen
gelten folgende Begriffsbestim-
mungen:

a) Der Ausdruck „Entgelt"
umfaßt den üblichen
Lohn, den Grund- oder
Mindestlohn oder das üb-
liche Gehalt, das Grund-
oder Mindestgehalt sowie
alle zusätzlichen Vergütun-
gen, die der Arbeitgeber
auf Grund des Dienstver-
hältnisses dem Arbeit-
nehmer mittelbar oder un-
mittelbar in bar oder in
Sachleistungen zu zahlen
hat.

b) Der Ausdruck „Gleichheit
des Entgelts männlicher
und weiblicher Arbeits-
kräfte für gleichwertige
Arbeit" bezieht sich auf
Entgeltsätze, die ohne
Rücksicht auf den Unter-
schied des Geschlechts
festgesetzt sind.

Artikel 2.

1. Jedes Mitglied hat mit den
Mitteln, die den bestehenden
Verfahren zur Festsetzung der
Entgeltsätze entsprechen, die
Anwendung des Grundsatzes der
Gleichheit des Entgelts männ-
licher und weiblicher Arbeits-
kräfte für gleichwertige Arbeit
auf alle Arbeitnehmer zu för-
dern und, soweit es mit diesen
Verfahren vereinbar ist, sicher-
zustellen.

2. Dieser Grundsatz kann
verwirklicht werden durch
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a) die Gesetzgebung,

b) gesetzlich geschaffene oder
anerkannte Einrichtungen
zur Lohnfestsetzung,

c) Gesamtarbeitsverträge
zwischen Arbeitgebern
und Arbeitnehmern oder

d) eine Verbindung dieser
verschiedenen Mittel.

Artikel 3.

1. Wird die Anwendung
dieses Übereinkommens dadurch
erleichtert, so sind Maßnahmen
zu treffen, die einer objektiven
Bewertung der Beschäftigungen
auf Grund der dabei erforder-
lichen Arbeitsleistung dienlich
sind.

2. Die bei dieser Bewertung
anzuwendenden Methoden kön-
nen entweder von den für die
Festsetzung der Entgeltsätze zu-
ständigen Behörden oder, wenn
die Entgehsätze auf Grund von
Gesamtarbeitsverträgen festge-
setzt werden, von den Vertrags-
parteien bestimmt werden.

3. Unterschiede zwischen den
Entgeltsätzen, die ohne Rück-
sicht auf das Geschlecht des Ar-
beitnehmers derart objektiv
festgestellten Unterschieden der
Arbeitsleistung entsprechen,
sind nicht als Verstoß gegen den
Grundsatz der Gleichheit des
Entgelts männlicher und weib-
licher Arbeitskräfte für gleich-
wertige Arbeit anzusehen.

Artikel 4.

Jedes Mitglied hat in geeig-
neter Weise mit den beteiligten
Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
verbänden bei der Durchfüh-
rung der Bestimmungen dieses
Übereinkommens zusammenzu-
arbeiten.

Artikel 5.

Die förmlichen Ratifikationen
dieses Übereinkommens sind
dem Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes zur
Eintragung mitzuteilen.
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Artikel 6.

1. Dieses Übereinkommen
bindet nur diejenigen Mitglieder
der Internationalen Arbeitsor-
ganisation, deren Ratifikation
durch den Generaldirektor ein-
getragen ist.

2. Es tritt in Kraft zwölf
Monate, nachdem die Ratifika-
tionen zweier Mitglieder durch
den Generaldirektor eingetragen
worden sind.

3. In der Folge tritt dieses
Übereinkommen für jedes Mit-
glied zwölf Monate nach der
Eintragung seiner Ratifikation
in Kraft.

Artikel 7.

1. In den dem Generaldirektor
des Internationalen Arbeits-
amtes gemäß Artikel 35, Ab-
satz 2, der Verfassung der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation
übermittelten Erklärungen hat
das beteiligte Mitglied die Ge-
biete bekanntzugeben,

a) für die es die Verpflich-
tung zur unveränderten
Durchführung der Bestim-
mungen des Übereinkom-
mens übernimmt,

b) für die es die Verpflich-
tung zur Durchführung
der Bestimmungen des
Übereinkommens mit Ab-
weichungen übernimmt,
unter Angabe der Einzel-
heiten dieser Abweichun-
gen,

c) in denen das Übereinkom-
men nicht durchgeführt
werden kann, und in
diesem Falle die Gründe
dafür,

d) für die es sich die Ent-
scheidung bis zu einer
weiteren Prüfung der Lage
in bezug auf die betreffen-
den Gebiete vorbehält.

2. Die Verpflichtungen nach
Absatz 1, a) und b), dieses Ar-
tikels gelten als wesentlicher Be-
standteil der Ratifikation und
haben die Wirkung einer solchen.
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3. Jedes Mitglied kann die in
der ursprünglichen Erklärung
nach Absatz 1, b), c) und d),
dieses Artikels mitgeteilten Vor-
behalte jederzeit durch eine
spätere Erklärung ganz oder
teilweise zurückziehen.

4. Jedes Mitglied kann dem
Generaldirektor zu jedem Zeit-
punkt, in dem dieses Überein-
kommen nach Artikel 9 ge-
kündigt werden kann, eine Er-
klärung übermitteln, durch die
der Inhalt jeder früheren Erklä-
rung in sonstiger Weise abge-
ändert und die in dem betreffen-
den Zeitpunkt in bestimmten
Gebieten bestehende Lage ange-
geben wird.

Artikel 8.

1. In den dem Generaldirek-
tor des Internationalen Arbeits-
amtes nach Artikel 35, Ab-
sätze 4 und 5, der Verfassung
der Internationalen Arbeits-
organisation übermittelten Er-
klärungen ist anzugeben, ob das
Übereinkommen in dem be-
treffenden Gebiet mit oder ohne
Abweichungen durchgeführt
wird; besagt die Erklärung, daß
die Durchführung des Überein-
kommens mit Abweichungen
erfolgt, so sind die Einzelheiten
dieser Abweichungen anzugeben.

2. Das beteiligte Mitglied, die
beteiligten Mitglieder oder die
beteiligte internationale Behörde
können jederzeit durch eine
spätere Erklärung auf das Recht
der Inanspruchnahme jeder in
einer früheren Erklärung mit-
geteilten Abweichung ganz oder
teilweise verzichten.

3. Das beteiligte Mitglied, die
beteiligten Mitglieder oder die
beteiligte internationale Behörde
können dem Generaldirektor
zu jedem Zeitpunkt, in dem das
Übereinkommen nach Artikel 9
gekündigt werden kann, eine
Erklärung übermitteln, durch
die der Inhalt jeder früheren
Erklärung in sonstiger Weise ab-
geändert und die in dem be-
treffenden Zeitpunkt bestehen-
de Lage in bezug auf die Durch-
führung dieses Übereinkommens
angegeben wird.
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Artikel 9.

1. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat,
kann es nach Ablauf von zehn
Jahren, gerechnet von dem Tag,
an dem es zum erstenmal in
Kraft getreten ist, durch An-
zeige an den Generaldirektor
des Internationalen Arbeits-
amtes kündigen. Die Kündigung
wird von diesem eingetragen.
Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr
nach der Eintragung ein.

2. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat
und innerhalb eines Jahres nach
Ablauf des im vorigen Absatz
genannten Zeitraumes von zehn
Jahren von dem in diesem Ar-
tikel vorgesehenen Kündigungs-
recht keinen Gebrauch macht,
bleibt für einen weiteren Zeit-
raum von zehn Jahren gebun-
den. In der Folge kann es dieses
Übereinkommen jeweils nach
Ablauf eines Zeitraumes von
zehn Jahren nach Maßgabe
dieses Artikels kündigen.

Artikel 10.

1. Der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
gibt allen Mitgliedern der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation
Kenntnis von der Eintragung
aller Ratifikationen, Erklärun-
gen und Kündigungen, die ihm
von den Mitgliedern der Organi-
sation mitgeteilt werden.

2. Der Generaldirektor wird
die Mitglieder der Organisation,
wenn er ihnen von der Eintra-
gung der zweiten Ratifikation,
die ihm mitgeteilt wird, Kennt-
nis gibt, auf den Zeitpunkt auf-
merksam machen, in dem dieses
Übereinkommen in Kraft tritt.

Artikel 11.

Der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
übermittelt dem Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen
zwecks Eintragung nach Ar-
tikel 102 der Satzung der Ver-
einten Nationen vollständige
Auskünfte über alle von ihm
nach Maßgabe der vorausgehen-
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den Artikel eingetragenen Rati-
fikationen, Erklärungen und
Kündigungen.

Artikel 12.
Der Verwaltungsrat des Inter-

nationalen Arbeitsamtes hat,
sooft er es für nötig erachtet,
der Allgemeinen Konferenz
einen Bericht über die Durch-
führung dieses Übereinkommens
zu erstatten und zu prüfen, ob
die Frage seiner gänzlichen oder
teilweisen Abänderung auf die
Tagesordnung der Konferenz
gesetzt werden soll.

Artikel 13.

1. Nimmt die Konferenz ein
neues Übereinkommen an,
welches das vorliegende Über-
einkommen ganz oder teilweise
abändert, und sieht das neue
Übereinkommen nichts anderes
vor, so gelten folgende Bestim-
mungen:

a) Die Ratifikation des neu-
gefaßten Übereinkommens
durch ein Mitglied schließt
ohne weiteres die sofortige
Kündigung des vorliegen-
den Übereinkommens in
sich, ohne Rücksicht auf
Artikel 9, vorausgesetzt,
daß das neugefaßte Über-
einkommen in Kraft ge-
treten ist.

b) Vom Zeitpunkt des In-
krafttretens des neuge-
faßten Übereinkommens
an kann das vorliegende
Übereinkommen von den
Mitgliedern nicht mehr
ratifiziert werden.

2. Indessen bleibt das vor-
liegende Übereinkommen nach
Form und Inhalt jedenfalls in
Kraft für die Mitglieder, die
dieses, aber nicht das neugefaßte
Übereinkommen ratifiziert ha-
ben.

Artikel 14.

Der französische und der
englische Wortlaut dieses Über-
einkommens sind in gleicher
Weise maßgebend.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich dessen
gewissenhafte Erfüllung.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unterfertigt,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für soziale Verwaltung und vom Bundesminister für die
Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 30. September 1953.

Der Bundespräsident:

Körner

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:

Maisel

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Gruber

Da die Ratifikationsurkunde am 29. Oktober 1953 beim Generaldirektor des Internationalen
Arbeitsamtes hinterlegt worden ist, wird das Übereinkommen für Österreich gemäß seinem Artikel 6
am 29. Oktober 1954 in Kraft treten.

Folgende Staaten haben bis zum 24. Dezember 1953 das Übereinkommen (Nr. 100) über Gleich-
heit des Entgeltes männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit ratifiziert:

Frankreich, Belgien, Jugoslawien, Mexiko, die Dominikanische Republik und die Philippinen.

Raab


